
Menschenrechtlicher Universalismus
ohne eurozentrische Verkürzung
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I. Unterschiedliche Bedeutungsebenen von „Universalität“

Die Debatte über die Universalität der Menschenrechte
währt schon seit Generationen und sorgt doch immer
noch für erregte Auseinandersetzungen. Vermutlich han-
delt es sich um eine jener grundlegenden Streitfragen, die
niemals eine endgültige, alle Seiten befriedigende Lösung
finden werden. Hinzu kommt, dass sich die politischen
Konfliktkonstellationen, die der Fragestellung ihre jeweils
aktuelle Brisanz geben, immer wieder verschoben haben
und auch in jüngster Zeit neue Facetten zeigen.

Ging es beispielsweise in der berühmten „Jellinek-Kon-
troverse“ an der Wende des 19. zum 20. Jahrhundert da-
rum, ob die Menschenrechtsidee ein Erbe der Französi-
schen Revolution sei oder – auf dem Umweg über die
protestantisch geprägten Vereinigten Staaten von Ameri-
ka – auf die Reformation (und damit ihr deutsches Ur-
sprungsland!) zurückgeführt werden könnte,1 so bildeten
in den 1990er Jahren „asiatische Werte“ das Gegenpro-
gramm gegen den Anspruch universaler Menschenrechte,
die vielfach schlichtweg mit einem „Western way of life“
assoziiert wurden.2 Um die gleiche Zeit entstanden ver-
schiedene halboffizielle „islamische“ Menschenrechts-
erklärungen, die – wie etwa die Kairoer Erklärung der Orga-
nisation der Islamischen Konferenz vom August 1990 –
menschenrechtliche Gehalte dem Primat der Scharia, d. h.
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der islamischen Rechtstradition, unterstellen und deshalb –
auch von liberalen Muslimen – scharf kritisiert worden
sind.3 Seit einigen Jahren gewinnt die Diskussion über die
Universalität der Menschenrechte außerdem zunehmende
innenpolitische Relevanz, nämlich im Rahmen der Integra-
tionspolitik.4 Dass die Menschenrechte die Grundlage des
Zusammenlebens in der durch Zuwanderung kulturell plu-
ralistisch gewordenen Gesellschaft bilden, wird zwar kaum
je bestritten; nach wie vor kontrovers diskutiert wird hin-
gegen, ob die Anerkennung der Menschenrechte die
Zustimmung zu einer (wie auch immer im Einzelnen ver-
standenen) deutschen, europäischen, westlichen oder
christlichen Leitkultur voraussetze.

Um der Gefahr heilloser Verwirrung entgegenzuwirken,
die die Auseinandersetzung um den Universalismus der
Menschenrechte oft überschattet, empfiehlt es sich, unter-
schiedliche Bedeutungsebenen von „Universalität“ aus-
einander zu halten. Dies lässt sich in einem ersten Anlauf
dadurch erreichen, dass man die Frage aufwirft, was denn
eigentlich das Gegenteil von Universalität sei. Auf diese
Frage, die ich bei einschlägigen Seminarveranstaltungen re-
gelmäßig stelle, gibt es mehrere mögliche und sinnvolle
Antworten.

Eine Antwort lautet „Partikularität“. Das heißt: Im Un-
terschied zu solchen Rechten, die an partikularen Merk-
male – z. B. erworbene Statuspositionen, gesellschaftliche
Rollen und Funktionen, Mitgliedschaften in Verbänden,
eine bestimmte Staatsangehörigkeit usw. – anknüpfen, re-
präsentieren die universalen Menschenrechte jene grund-
legenden Rechte, die dem Menschen allein aufgrund seiner
Menschenwürde zukommen. Die Universalität der Men-
schenrechte bezeichnet in diesem Sprachgebrauch die in-
nere Qualität einer Kategorie grundlegender Rechte, die
mit dem Menschsein des Menschen gegeben sind und des-
halb jedem Menschen gleichermaßen zustehen. An diesem
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Verständnis von Universalität werde ich mich im Folgen-
den primär orientieren.

Auf der anderen Seite werden die universalen Men-
schenrechte häufig von regionalen Menschenrechten abge-
grenzt. Dies ist ein zweiter Sprachgebrauch von Universali-
tät, der vor allem in der völkerrechtlichen Literatur über
Menschenrechte anzutreffen ist und dort zu dominieren
scheint. Universalität steht in diesem Kontext für das Pro-
jekt der globalen (im Unterschied zur regionalen oder na-
tionalen) Normierung und Institutionalisierung bestimm-
ter Rechte auf der Ebene der Vereinten Nationen.

Zwischen beiden Verwendungsweisen des Begriffs Uni-
versalität besteht zweifellos ein enger Zusammenhang,
weshalb sie häufig ineinander rutschen. Geht man davon
aus, dass bestimmte grundlegende Rechte mit dem
Menschsein des Menschen gegeben (und insofern universal
im Gegensatz zu partikular) sind, dann liegt es nahe, diese
Rechte nicht nur in nationalen Verfassungen und regiona-
len Abkommen, sondern – ergänzend dazu und diese über-
greifend – auch in globalen Konventionen festzuschreiben.
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen von 1948 (die im Englischen und in den Ro-
manischen Sprachen treffender „Universale Erklärung“
heißt) verbindet beide Verständnisse von Universalität, in-
dem sie den Anspruch auf grundlegende Rechte eines jeden
Menschen als ein globales Projekt begreift und damit den
Prozess der Schaffung rechtsverbindlicher Menschen-
rechtskonventionen auf der Ebene der Vereinten Nationen
einleitet.

Gleichwohl scheint es mir unverzichtbar zu sein, zwi-
schen beiden Verständnissen von Universalität analytisch
klar zu unterscheiden. Andernfalls müsste man zu der
(wohl kaum sinnvollen) Feststellung kommen, dass regio-
nale Rechtsinstrumente wie die 1950 vom Europarat ver-
abschiedete Europäische Menschenrechtskonvention
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(EMRK) „weniger universalistisch“ seien als das global
ausgerichtete menschenrechtliche Schutzsystem der Ver-
einten Nationen. Richtig ist zwar, dass die EMRK nicht
dieselbe umfassende territoriale Reichweite hat wie das
Menschenrechtsschutzsystem der Vereinten Nationen; sie
enthält offenkundig keinen globalen Geltungsanspruch.
Aber auch sie knüpft bei der Gewährleistung der grund-
legenden Rechte schlicht an das Menschsein des Menschen
an und ist insofern der Idee der menschenrechtlichen Uni-
versalismus verpflichtet. Dasselbe gilt für einzelstaatliche
Menschenrechtsverbürgungen, wie sie etwa im Grund-
rechtsabschnitt des Grundgesetzes enthalten sind; auch
sie gelten im Jurisdiktionsbereich des Grundgesetzes für je-
den Menschen gleichermaßen und sind insofern Ausdruck
des normativen Universalismus der Menschenrechte.5

Die – explizite oder, häufiger noch, implizite – Gleich-
setzung des menschenrechtlichen Universalismus mit den
globalen Institutionen des Menschenrechtsschutzes, also
mit den Instrumenten, die im Rahmen der Vereinten Na-
tionen entstanden sind, birgt die Gefahr einer kategorialen
Verkürzung des Menschenrechtsanspruchs. Dass den Ver-
einten Nationen eine unverzichtbare Aufgabe bei der For-
mulierung und Durchsetzung weltweit geltender Men-
schenrechtsstandards zukommt, soll natürlich nicht
bestritten werden. Eine einseitige Fokussierung auf die
Ebene der Vereinten Nationen könnte aber einem Missver-
ständnis Nahrung geben, dem schon Hannah Arendt erle-
gen war,6 nämlich dass die Menschenrechte gleichsam die
äußerste, „abstrakteste“ Sphäre menschheitsweiter recht-
licher Verbindlichkeiten repräsentieren – scheinbar weit
entfernt von den handfesteren Gerechtigkeitsfragen, die
sich in der alltäglichen Politik und zumal in der Innenpoli-
tik stellen. Die vorschnelle Assoziierung des menschen-
rechtlichen Universalismus mit der globalen Ebene der
Vereinten Nationen hat insofern zur Konsequenz, dass
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eine Berufung auf Menschenrechte in der innenpolitischen
Diskussion eher selten vorkommt und, wenn dies dann
doch einmal geschieht, typischerweise Abwehrreaktionen
auslöst. Um diesem – häufig anzutreffenden – Missver-
ständnis vorzubeugen, unterscheide ich terminologisch
zwischen der Idee des menschenrechtlichen Universalis-
mus einerseits und dem Projekt globaler Institutionalisie-
rung von Menschenrechtsstandards (auf der Ebene der Ver-
einten Nationen) andererseits.

Gelegentlich wird der Universalismus der Menschen-
rechte auch am Ratifikationsverhalten der Staaten bemes-
sen. Von einem solchen ausschließlich positivistischen Ver-
ständnis menschenrechtlicher Universalität her müsste
man dann zum Ergebnis kommen, dass derzeit streng ge-
nommen keine einzige Menschenrechtskonvention wirk-
lich universal gilt. Die UN-Kinderrechtskonvention von
1989 käme dem so verstandenen Universalismus immerhin
am nächsten, weil es nur zwei Staaten in der Welt gibt (So-
malia und die USA), die sie noch nicht ratifiziert haben. Die
Konvention zur Abschaffung der Frauendiskriminierung
(von 1979) wäre – bleibt man bei solchem Sprachgebrauch –
dem Universalismus etwas näher als die Antirassismuskon-
vention (von 1965), weil sie aktuell mehr Ratifikations-
urkunden aufweisen kann. Sinnvoll scheint mir eine solche
positivistische Verwendung des Universalitätsbegriffs kei-
nesfalls zu sein. Die Universalität der Menschenrechte gerät
dabei völlig in Abhängigkeit davon, ob die letzte Diktatur
und das letzte reaktionäre Fürstentum es gerade einmal für
opportun halten, einschlägige völkerrechtliche Dokumente
des Menschenrechtsschutzes zu ratifizieren.

Eine wichtige Rolle in der Universalitätsdiskussion
spielt schließlich die Frage, ob die Menschenrechte aus
der Perspektive unterschiedlicher Kulturen anerkannt wer-
den können oder – so die Gegenthese – exklusiver Aus-
druck einer bestimmten, „westlichen“ Kulturentwicklung
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seien. Diese Debatte hat, wie bereits angedeutet, eine lange
Tradition, deren Anfänge man sogar bis ins 18. Jahrhundert
zurückverfolgen kann. Sie ist relevant nicht nur für die fak-
tischen Durchsetzungschancen der Menschenrechte, son-
dern berührt auch die Legitimität der Idee universaler Men-
schenrechte. Dies ist deshalb der Fall, weil die Pluralität
kultureller Weltsichten und Lebensformen ihrerseits einen
Anspruch auf Anerkennung geltend macht. Der Anspruch
universaler Menschenrechte gerät dann leicht in den Ver-
dacht, ein illegitimes „kulturimperialistisches“ Projekt –
oder innenpolitisch gewendet: ein Versuch leitkultureller
Hegemonie – darzustellen. Ein von vornherein eurozen-
trisch verstandener Universalismus wäre in der Tat ein Wi-
derspruch in sich.

Fassen wir das bislang Gesagte zusammen, lassen sich
demnach mindestens folgende vier Bedeutungsebenen von
Universalität der Menschenrechte voneinander unterschei-
den:
a) der Anspruch der in der Menschenwürde begründeten

Geltung gleicher grundlegender Rechte für jeden Men-
schen (= die Idee des menschenrechtlichen Universalis-
mus);

b) das mit Gründung der Vereinten Nationen einsetzende
Projekt weltweiter Normierung und Durchsetzung der
grundlegenden Rechte (= die globale Institutionalisie-
rung der Menschenrechte);

c) die positive Anerkennung internationaler Menschen-
rechtskonventionen durch die – d. h. alle oder jedenfalls
fast alle – Staaten per Ratifizierung (= die weltweite Ra-
tifizierung von Menschenrechtskonventionen);

d) die zumindest mögliche interkulturelle bzw. interreli-
giöse Rezeption der Menschenrechtsidee (= mögliche in-
terkulturelle/ interreligiöse Beheimatung der Men-
schenrechte).
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Im vorliegenden Aufsatz konzentriere ich mich auf „an-
derthalb“ dieser vier Bedeutungsebenen von Universalität.
Zum einen umreiße ich die Idee des menschenrechtlichen
Universalismus (gemäß Bedeutungsebene a). Zum anderen
beschäftige ich mich (gemäß Bedeutungsebene d) mit der
Frage, ob Menschenrechte für eine interkulturelle Rezep-
tion außerhalb des Westens offen stehen. Statt mich positiv
mit unterschiedlichen „nicht-westlichen“ (z. B. isla-
mischen) Ansätzen einer Menschenrechtsinterpretation
auseinanderzusetzen, beschränke ich mich im begrenzten
Rahmen des vorliegenden Aufsatzes darauf, diese Frage ex
negativo zu behandeln und deutlich zu machen, dass Men-
schenrechte trotz ihrer historischen Genese in Westeuropa
und Nordamerika keineswegs exklusiv an den kulturellen
Horizont des Westens gebunden sind.7

II. Die Idee des menschenrechtlichen Universalismus

1. Menschenwürde und Menschenrechte

Im Unterschied zu solchen Rechtskategorien, die an par-
tikulare Rollen oder Funktionen eines Menschen in der
Gesellschaft anknüpfen – etwa an die Rolle als Mieter
oder Vermieterin, an die Mitgliedschaft in bestimmten Ver-
bänden und Berufsgruppen oder an den Besitz einer be-
stimmten Staatsangehörigkeit – sind die Menschenrechte
schon mit dem Menschsein des Menschen gegeben. In ei-
ner aus dem 18. Jahrhundert überkommenen Metapher
spricht man noch heute gelegentlich davon, dass die Men-
schenrechte dem Menschen „angeboren“ seien. So beginnt
Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen von 1948 mit dem Satz: „Alle
Menschen sind frei und an Würde und Rechten gleich gebo-
ren.“ 8 Die Geburtsmetapher verweist auf das Faktum des
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Menschenseins als den Anknüpfungspunkt für die Aner-
kennung grundlegender Rechte. Auch wenn diese Meta-
pher angesichts der mittlerweile bestehenden Eingriffs-
möglichkeiten in vorgeburtliches Leben vielleicht naiv
anmutet,9 behält sie ihren Sinn, indem sie deutlich macht,
dass die Menschenrechte nicht das Ergebnis von Leistung
oder Verdienst sind, sondern jedem Menschen zustehen,
und zwar allein schon deshalb, weil er ein Mensch ist.10

Der Grund für die Gewährleistung fundamentaler
Rechte für alle Menschen liegt in der Würde des Men-
schen. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen von 1948 stellt in der Präambel fest,
dass „die Anerkennung der innewohnenden Würde und
der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder
der menschlichen Familie die Grundlage der Freiheit, der
Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt“ bildet. Die
von den Vereinten Nationen verabschiedeten Menschen-
rechtskonventionen, in denen die Inhalte der Allgemeinen
Erklärung von 1948 rechtsverbindlich ausgestaltet und
weiter ausdifferenziert werden, nehmen allesamt diese
Eingangsformulierung in ihre Präambeln auf und binden
die Menschenrechte damit durchgehend an die Anerken-
nung der Menschenwürde zurück. Unter dem Einfluss der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verweist auch
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in Arti-
kel 1 auf den normativen Zusammenhang zwischen der
Würde und den grundlegenden Rechten des Menschen.11

Was aber ist unter der Würde des Menschen inhaltlich zu
verstehen? Die Antwort auf diese Frage wird in einer welt-
anschaulich pluralistischen Gesellschaft immer vielstim-
mig ausfallen. Auf der Ebene der Vereinten Nationen zeigte
sich dies bei der Diskussion um die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte von 1948. Ein vom brasilianischen De-
legierten eingebrachter und von einigen lateinamerikani-
schen Staaten unterstützter Vorschlag, das Bekenntnis zur
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Würde des Menschen mit dem biblischen Gedanken der
Ebenbildlichkeit Gottes zu untermauern, stieß damals auf
Widerspruch und wurde mit großer Mehrheit abgelehnt.12

Das u. a. vom chinesischen Delegierten vorgebrachte Ge-
genargument lautete, dass die Menschenwürde durch den
Verweis auf das biblische Motiv der Gottebenbildlichkeit
des Menschen in eine jüdisch-christliche Traditionslinie
vereinnahmt werden würde. Um der Vielfalt der religiösen,
weltanschaulichen und kulturellen Traditionen gerecht zu
werden, müsse man von einer umfassenden religiös-welt-
anschaulichen Begründung der Menschenwürde deshalb
abstrahieren. Dieser Einwand fand Zustimmung. Ein ähn-
liches Abstraktionserfordernis zeigt sich heute auch in den
längst pluralistisch und multikulturell gewordenen einzel-
nen Gesellschaften. Jeder Versuch, die Menschenwürde
von Staats wegen beispielsweise auf ein bestimmtes Men-
schenbild hin zu konkretisieren und dies gar verbindlich
festzuschreiben, würde zu Recht als Diskriminierung An-
dersdenkender aufgefasst werden und würde den Rechts-
konsens gefährden, statt ihn zu stützen.

Im Kontext der Menschenrechte kann es demnach nicht
darum gehen, ein umfassendes „weltanschauliches“ Ver-
ständnis von Menschenwürde festzulegen. Vielmehr be-
steht das Ziel darin, ungeachtet der bleibenden Unter-
schiede in den weltanschaulichen Deutungen gleichwohl
grundlegende politisch-rechtliche Konsequenzen der gebo-
tenen Anerkennung der Menschenwürde zu normieren.
Um ein Beispiel zu nennen: Auch wenn Menschen unter-
einander inkompatible Vorstellungen dessen hegen, was
unter der Würde des Menschen im Großen und Ganzen zu
verstehen ist, können sie sich darauf verständigen, dass die
Folter als gravierender Verstoß gegen die Menschenwürde
politisch-rechtlich zu ächten ist.13

Bei einer solchen Konzentration auf die Ebene poli-
tisch-rechtlicher Gerechtigkeit – d. h. unter bewusster
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Abstraktion von umfassenden religiös-weltanschaulichen
Deutungen – wird der Begriff der Menschenwürde keines-
wegs inhaltslos. Zum einen steht er für die wesentliche
Gleichheit aller Menschen. Es ist kein Zufall, dass der Be-
griff der Würde in den einschlägigen menschenrechtlichen
Dokumenten stets im Singular vorkommt. Diese Feststel-
lung ist keineswegs trivial. Bedenkt man, dass der Begriff
der Würde im vormodernen Sprachgebrauch vor allem die
gestuften „dignitates“ (im Plural!) innerhalb einer hierar-
chischen Ämter- oder Ständeordnung bezeichnete, zeigt
sich hier ein bemerkenswerter Bedeutungswandel:14 Die
Würde des Menschen unterscheidet sich von den spezi-
fischen „Würdigkeiten“ innerhalb der hierarchischen
Ständegesellschaft gerade durch ihre egalitäre Ausrich-
tung; von der Würde kann deshalb heute nur im Singular
die Rede sein. Als universalistisches Prädikat ist der Be-
griff der Würde heute – anders als im traditionellen
Sprachgebrauch – zugleich klar vom Begriff der Ehre zu
unterscheiden, der auch heute noch typischerweise an
partikulare gesellschaftliche Rollenerwartungen, Status-
positionen oder auch persönliche Verdienste geknüpft
wird.15

Neben der Funktion zur Legitimierung der wesentlichen
Gleichheit aller Menschen dient der Begriff der Würde da-
zu, die „Unveräußerlichkeit“ grundlegender Rechte des
Menschen zu begründen. Schon in den ersten Menschen-
rechtsdokumenten des ausgehenden 18. Jahrhunderts fin-
det sich die Formulierung „inalienable rights“, die u. a. in
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948
Eingang gefunden hat und von dort aus in sämtliche Prä-
ambeln der UN-Menschenrechtskonventionen sowie in
Artikel 1 Absatz 2 des Grundgesetzes übernommen wor-
den ist. Durch das Postulat ihrer Unveräußerlichkeit un-
terscheiden sich Menschenrechte von solchen Rechtsposi-
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tionen, über die der Mensch nach eigenem Ermessen
verfügen – und auf die er eben auch verzichten – kann.

Warum aber soll der Mensch auf seine eigenen grundlegen-
den Rechte nicht verzichten können? Der rechtsethische
Grund der Unveräußerlichkeit der Menschenrechte be-
steht darin, dass der Mensch sich durch den Verzicht auf
diese Rechte als Subjekt eigener Verantwortung aufgeben
würde; die Selbstaufgabe als Verantwortungssubjekt aber
kann kein legitimer Akt von Selbstverantwortung sein. Ur-
sprünglich richtete sich der Begriff der „Unveräußerlich-
keit“ gegen die im 18. Jahrhundert noch virulente und
auch von vielen Vertretern der europäischen Aufklärung
geteilte Vorstellung, dass Menschen sich selbst (und ihre
Nachkommen!) per Vertrag einer absoluten Herrschaft un-
terstellen oder sogar irreversibel in die Sklaverei verkaufen
könnten.16 Dagegen wendet Kant ein, dass ein Vertrag,
„durch den ein Teil zum Vorteil des anderen auf seine
ganze Freiheit Verzicht tut, mithin aufhört, eine Person zu
sein, folglich auch keine Pflicht hat, einen Vertrag zu hal-
ten … in sich selbst widersprechend, d. i. null und nichtig“
wäre. Und er schließt daraus, dass es „unverlierbare Rech-
te“ gebe, „die der Mensch nicht aufgeben kann, selbst
wenn er auch wollte“.17

Der Begriff der Unveräußerlichkeit bleibt für das Ver-
ständnis der Menschenrechte maßgebend. Er repräsentiert
die Einsicht, dass die Menschenrechte, obwohl sie im Me-
dium des positiven Rechts ihre präzise Gestalt und ihre in-
stitutionelle Durchschlagskraft gewinnen, doch auch über
die Rechtsebene hinausweisen. Sie machen zugleich einen
ethischen Anspruch geltend, der zuletzt im Respekt vor der
Würde des Menschen als eines zur Selbst- und Mitverant-
wortung befähigten Subjekts gründet. Der gescheiterte Ver-
such, in den Vereinten Nationen zum 50. Jahrestag der
Menschenrechtserklärung eine „Allgemeine Erklärung der
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Menschenpflichten“ durchzusetzen,18 war schon deshalb
von vornherein ein fragwürdiges Projekt, weil dadurch der
Eindruck erweckt wurde, die Menschenrechte bedürften
der Ergänzung um eine gleichsam von außen hinzugefügte
Dimension ethischer Verpflichtungen. Als „unveräußerli-
chen Rechten“ ist den Menschenrechten diese Dimension
jedoch immer schon inhärent.

2. Menschenrechte als Freiheitsrechte

Der Respekt der Würde des Menschen als Verantwortungs-
subjekt manifestiert sich politisch-rechtlich darin, dass je-
dem Menschen die fundamentalen Rechte freier Selbst-
bestimmung gewährleistet werden. In dieser Aufgabe
haben alle Menschenrechte ihren gemeinsamen Fokus.
Alle Menschenrechte sind demnach Freiheitsrechte, die,
weil sie jedem Menschen gleichermaßen zukommen, zu-
gleich auch Gleichheitsrechte sind. In dieser inneren Ver-
bindung von Freiheit und Gleichheit besteht der emanzipa-
torische Gehalt der Menschenrechte.

Der freiheitliche Anspruch der Menschenrechte ist
nicht, wie häufig unterstellt wird, auf die bürgerlichen
und politischen Rechte beschränkt, die gern auch als die
„liberalen“ Menschenrechte bezeichnet werden. Gewiss:
Viele dieser bürgerlichen und politischen Rechte – Religi-
onsfreiheit, Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Ver-
einigungsfreiheit, Berufsfreiheit, freie Anwaltswahl vor
Gericht usw. – lassen bereits im Titel erkennen, dass sie
der Sicherung freier Selbstbestimmung dienen. Bei nähe-
rem Hinsehen aber zeigt sich, dass für die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte nichts anderes gilt.19 Das
Recht auf Bildung (das international im Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte verbürgt ist) ver-
bessert die Voraussetzungen dafür, dass Menschen ihr (bür-
gerlich-politisches) Recht auf Meinungsfreiheit wirksam in
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Anspruch nehmen können. Dass es darüber hinaus in sich
selbst als Freiheitsrecht zu verstehen ist, muss sich auch in
Bildungsinhalten und didaktischen Methoden manifestie-
ren. Das Recht auf ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit
hat die Funktion, einseitigen Abhängigkeiten im Arbeits-
leben entgegenzuwirken und damit Optionen selbst-
bestimmter Lebensführung zu erweitern. Auch das Recht
auf angemessene Nahrung, das erst in jüngerer Zeit als
Menschenrecht international anerkannt worden ist, for-
muliert einen freiheitlichen Anspruch; denn es geht dabei
niemals nur um in Kalorien und Proteinen zu bemessende
Versorgungsansprüche, sondern immer um die Ermögli-
chung menschenwürdiger Ernährung unter Beachtung der
freien Selbstbestimmung der Betroffenen.

Zweifellos hat jedes einzelne Menschenrecht seine beson-
dere Schutzrichtung, durch die es sich von anderen men-
schenrechtlichen Verbürgungen unterscheidet. Hinter der
Forderung nach Glaubens- und Gewissensfreiheit oder dem
Asylrecht stehen andere historische Unrechtserfahrungen
als hinter dem Kampf um freie Gewerkschaftsbildung oder
dem Einsatz für das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung. Auch in der konkreten juristischen Ausgestaltung
unterscheiden sich die einzelnen Menschenrechte voneinan-
der. So ist die Religionsfreiheit anders geschützt als die Mei-
nungsfreiheit; und die Absolutheit, mit der das Folterverbot
formuliert ist, lässt sich nicht auf den Datenschutz übertra-
gen. Bei allen konkreten historischen und juristischen Be-
sonderheiten, die den einzelnen Menschenrechten zukom-
men, gilt aber, dass alle Menschenrechte letztlich in der
Funktion übereinkommen, grundlegende Freiheitsansprü-
che der Menschen zu normieren.

Dieser fundamentale Stellenwert freier Selbstbestim-
mung für das Verständnis der Menschenrechte zeigt sich pa-
radigmatisch in der Präambel der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte von 1948. Sie enthält ein Zitat jener be-
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rühmten „vier Freiheiten“, die der amerikanische Präsident
Roosevelt im Januar 1941 proklamiert hatte und die später
in die „Atlantik-Charta“ der Alliierten aufgenommen wur-
den: „Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht
und Not“.20 Diese vier Freiheiten lassen sich als eine grobe
Typologie der verschiedenen einander ergänzenden Arten
von Menschenrechten lesen. Während die Redefreiheit für
die politischen Freiheitsrechte (z. B. Meinungsfreiheit, Ver-
sammlungsfreiheit und das demokratische Wahlrecht)
steht, repräsentiert die Glaubensfreiheit die geistigen Frei-
heitsrechte, die der Achtung vor den tragenden Gewissens-
und Glaubensüberzeugungen des Menschen geschuldet
sind. Die Freiheit von Furcht lässt sich mit den Justizgrund-
rechten in Verbindung bringen, die Schutz vor willkürlicher
Inhaftierung und Fairness im Gerichtsverfahren garantie-
ren. Mit der Freiheit von Not verweist die Präambel schließ-
lich auf die wirtschaftlichen und sozialen Rechte, die eben-
falls Freiheitsansprüche darstellen.

Entscheidend für unseren Zusammenhang ist, dass mit
dieser Typologie sämtliche in der Allgemeinen Erklärung
aufgezählten Einzelrechte in den Horizont der Freiheit ge-
stellt werden. Alle konkreten Menschenrechte – von der
Religionsfreiheit und der Meinungsfreiheit über die Ver-
einigungsfreiheit und das politische Wahlrecht bis hin zu
den Rechten auf Gesundheit und Bildung – artikulieren
demnach Freiheitsansprüche. Ungeachtet der Differenzen
in der konkreten Schutzrichtung ergänzen sie einander in
der generellen Zielsetzung, eine Freiheitsordnung zu schaf-
fen, die der Würde des Menschen als eines Subjekts freier
Selbstbestimmung (und Mitbestimmung) gerecht wird.

Wie alle Menschenrechte der Gewährleistung von Frei-
heit dienen, so gilt auch, dass alle Menschenrechte Gleich-
heitsrechte sind. Ohne den Gleichheitsanspruch wären
Freiheitsrechte lediglich Privilegien einer bevorzugten
Gruppe, aber eben keine allgemeinen Menschenrechte.
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Und ohne die freiheitliche Ausrichtung wiederum könnte
von Gleichberechtigung gar keine Rede sein. Der Gleich-
heitsanspruch der Menschenrechte zielt eben nicht auf
abstrakte Gleichförmigkeit, sondern auf das effektiv glei-
che Recht aller Menschen, ihre je „besonderen“ eigenen
Lebensentwürfe zu finden und zu verwirklichen. Insofern
geht es bei den Menschenrechten immer schon um eine
„Gleichheit ohne Angleichung“.21

Der Gleichheitsanspruch der Menschenrechte findet
seine historisch-konkrete Gestalt insbesondere im Diskri-
minierungsverbot. „Jeder hat Anspruch auf die in dieser
Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten ohne irgend-
einen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Ge-
schlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger
Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Ver-
mögen, Geburt oder sonstigem Stand“, heißt es etwa in
Artikel 2 Absatz 1 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte. Das Diskriminierungsverbot gilt, da es ein
Strukturprinzip der Menschenrechte ist, für die Religions-
freiheit nicht anders als für das Recht auf Bildung und für
das demokratische Wahlrecht genauso wie für das Recht
auf Zugang zum Gesundheitswesen.22

Vor allem in interkulturellen Debatten über Menschen-
rechte stößt man immer wieder auf den Einwand, der men-
schenrechtliche Anspruch auf freie Selbstbestimmung sei
Ausdruck eines einseitigen Individualismus. Zweifellos
gilt, dass Menschenrechte Rechte jedes einzelnen Men-
schen sind. Sie kommen ihm nicht erst qua Mitgliedschaft
in einer bestimmten Gemeinschaft zu und sind in ihrem
Stellenwert unabhängig von der Erfüllung oder Nicht-Er-
füllung der Funktionen, die das Individuum in der Gemein-
schaft hat. Gleichwohl haben die Menschenrechte immer
auch eine gemeinschaftliche Dimension, die zu Unrecht
oft außer Betracht bleibt.
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Dazu nur einige Beispiele: Die Meinungsfreiheit be-
schränkt sich gerade nicht auf die individuelle Freiheit zur
Meinungsäußerung, sondern schützt auch die Freiheit der
Presse und anderer Medien, ohne die eine freiheitliche
Kommunikation und demokratische Willensbildung in
der Gesellschaft unmöglich wäre. So gesehen, ist sie ein
für das demokratische Gemeinwesen unverzichtbares
Kommunikationsgrundrecht. Das Recht auf Religionsfrei-
heit umfasst über die individuelle Glaubens- und Bekennt-
nisfreiheit hinaus auch die Freiheit zu gemeinschaftlicher
Religionsausübung, hat also ebenfalls eine kommunitäre
Dimension, ohne die der rechtliche Schutz der Religions-
ausübung nicht viel wert wäre. Dass das Recht auf Schutz
von Ehe und Familie ein genuin gemeinschaftliches Recht
darstellt, bedarf wohl keiner Erläuterung, wobei allerdings
hinzuzufügen ist, dass im Horizont des Menschenrechts-
ansatzes nur solche Familienformen Anerkennung bean-
spruchen können, die der freien Selbstbestimmung der ein-
zelnen Familienmitglieder angemessenen Raum geben.
Man könnte die Liste der Beispiele verlängern. In jedem
Fall gilt, dass Menschenrechte keineswegs auf die „Freiheit
des Menschen als isolierter auf sich zurückgezogener Mo-
nade“ zielen,23 wie Karl Marx dies unterstellt. Gerade in-
dem sie dem Einzelnen sein Recht garantieren, bilden sie
eine Voraussetzung für freie Gemeinschaftsbildungen, wie
sie sich in Gestalt politischer Parteien, Religionsgemein-
schaften, Familien und anderer Lebensgemeinschaften, Ge-
werkschaften und Wirtschaftsunternehmen, kultureller
Vereinigungen usw. darstellen.

Nicht der immer wieder vorgebrachte vermeintliche Ge-
gensatz von Individuum versus Gemeinschaft macht also
die Pointe menschenrechtlicher Emanzipation aus. Viel-
mehr steht die durch menschenrechtliche Individualrechte
zu ermöglichende freie Vergemeinschaftung in der doppel-
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ten Frontstellung gegen autoritäre Kollektivismen einer-
seits und gegen unfreiwillige soziale Ausgrenzungen ande-
rerseits. Menschenrechtswidrig wären demnach z. B. Fami-
lienformen, die auf erzwungener Eheschließung basieren,
Praktiken autoritär verfasster religiöser Gemeinschaften,
abtrünnige Mitglieder massiv unter Druck zu setzen, oder
Volksdemokratien ohne Pressefreiheit und ohne Rechte
der Opposition. Ebenfalls unter Menschenrechtsgesichts-
punkten problematisch aber wäre eine Wirtschaftspolitik,
die die gesellschaftliche Desintegration von Dauerarbeits-
losen tatenlos hinnähme, oder eine staatliche Politik for-
cierter kultureller Assimilation, die den Angehörigen von
Minoritäten die Anerkennung ihrer gemeinschaftlichen
kulturellen Praxis verweigern würde.24

Die kommunitär-solidarische Dimension der Menschen-
rechte gehört mit zu deren emanzipatorischem Anspruch
und ergänzt die beiden Prinzipien der Freiheit und Gleich-
heit. Daraus ergibt sich die Trias von „Freiheit, Gleichheit,
Solidarität“, die nicht zufällig an den Slogan der Französi-
schen Revolution erinnert. In Artikel 1 der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte wird er wie folgt variiert: „Alle
Menschen sind frei und an Würde und Rechten gleich gebo-
ren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen
einander im Geist der Brüderlichkeit begegnen.“

Im Blick auf die Anerkennung der Menschenwürde in
Rechten gleicher Freiheit bzw. gleicher Mitwirkung zeigt
sich die innere Zusammengehörigkeit der einzelnen men-
schenrechtlichen Gewährleistungen. Die Menschenrechte
bilden eben nicht nur einen zufällig zustande gekommenen
„Katalog“ diverser Ansprüche, sondern einen systemati-
schen Zusammenhang. Für diese Systematik hat sich –
vor allem seit der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz
der Vereinten Nationen von 1993 – der Begriff der „Unteil-
barkeit“ der Menschenrechte eingebürgert. „Alle Men-
schenrechte sind … unteilbar, bedingen einander und hän-
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gen miteinander zusammen“, lautet die einschlägige For-
mel in der Wiener Abschlusserklärung, die seitdem in zahl-
reichen Dokumenten der Vereinten Nationen zitiert wor-
den ist. Sie richtet sich gegen einen „pick and choose
approach“, der aus dem Gesamt der Menschenrechte nur
die jeweils ideologisch passenden Bestandteile heraus-
greift. Denn erst wenn sie als unteilbares Ganzes verstan-
den werden, können die Menschenrechte ihren freiheitli-
chen Sinngehalt in Anerkennung der Menschenwürde
aller konsistent und wirksam entfalten.

3. Staatliche Gewährleistung

Menschenrechte stellen eine politisch-rechtliche Kategorie
dar. Ihr Geltungsanspruch beschränkt sich nicht auf einen
humanitären Appell, sondern gewinnt Durchschlagskraft
in politisch-rechtlichen Institutionen und Verfahren, die
sich auf nationaler, supranationaler, regional-völkerrecht-
licher und internationaler Ebene herausgebildet haben
bzw. derzeit noch entwickelt werden. Unmittelbar adres-
sieren sie den Staat, den sie in einer komplexen Weise als
Garanten der Menschenrechte in Pflicht nehmen.25

In der jüngeren internationalen Menschenrechtsdiskus-
sion hat sich weitgehend eine Dreiteilung der Verpflich-
tungsebenen durchgesetzt. Es handelt sich dabei um die
staatlichen Pflichten zur Achtung, zum Schutz und zur
Gewährleistung der Menschenrechte („obligations to re-
spect, protect, fulfil“).26 Mit der „obligation to respect“
wird festgehalten, dass Menschenrechte zunächst immer
die Funktion von Abwehrrechten haben und damit Gren-
zen markieren, die der Staat nicht überschreiten darf. Diese
Abwehrkomponente der Grund- und Menschenrechte
stand im klassischen Liberalismus ganz im Vordergrund.
Sie bleibt auch heute von Bedeutung. Zugleich kommt
dem Staat aber auch die Aufgabe zu, Menschenrechte vor

115

Menschenrechtlicher Universalismus



Beeinträchtigungen durch Dritte zu schützen („obligation
to protect“). Darüber hinaus hat der Staat schließlich Infra-
strukturmaßnahmen zu leisten, die es ermöglichen sollen,
dass die Menschen von ihren Rechten effektiv Gebrauch
machen können („obligation to fulfil“). Dazu zählen zum
Beispiel die Bereitstellung kostenloser Grundbildung für
alle, die Gewährleistung eines funktionsfähigen Justizsys-
tems, soziale Grundsicherung und Gesundheitsfürsorge,
Vorkehrungen gegen eine die Meinungsfreiheit beeinträch-
tigende Pressekonzentration und vieles Andere. Entschei-
dend ist, dass die drei Verpflichtungsebenen sich über das
gesamte Spektrum der Menschenrechte erstrecken, sich
also auf die bürgerlichen und politischen genauso wie auf
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte be-
ziehen. Die vorrangige Assoziierung der bürgerlichen und
politischen Rechte mit bloßen Abwehrrechten ist dadurch
genauso überwunden worden wie die Reduzierung der
wirtschaftlichen und sozialen Rechte auf bloße Leistungs-
rechte.27 Das Postulat der Unteilbarkeit der Menschen-
rechte gewinnt auf diese Weise in jüngerer Zeit schärfere
juristische Konturen.

Im modernen Verfassungsstaat sind Menschenrechte
großenteils als einklagbare Grundrechte verankert, die,
wie es im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
heißt, „Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-
sprechung als unmittelbar geltendes Recht“ binden (Arti-
kel 1 Absatz 3 GG). Für jeden Menschen, der sich in seinen
grundlegenden Rechten verletzt sieht, ist verfassungsrecht-
lich der Rechtsweg garantiert (Artikel 19 Absatz 4 GG);
dies schließt auch internationale Gerichte ein. Als bisher
erfolgreichstes Beispiel einer regional-völkerrechtlichen
Normierung von Menschenrechten gilt die Europäische
Menschenrechtskonvention, die den im Bereich der derzeit
47 Mitgliedsstaaten des Europarats lebenden Menschen die
Möglichkeit eröffnet, ihre Rechte ggf. vor dem Europäi-
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schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straß-
burg einzuklagen. An der Rechtsprechung des EGMR ori-
entiert sich auch der Luxemburger Europäische Gerichts-
hof (EuGH) der Europäischen Union, der in Zukunft für
die Überwachung der hoffentlich bald rechtskräftigen Eu-
ropäischen Grundrechtscharta zuständig sein wird. Mit
der Europäischen Menschenrechtskonvention des Europa-
rats vergleichbare regional-völkerrechtliche Menschen-
rechtskonventionen bestehen auch im interamerika-
nischen Raum sowie in Afrika.28

Den Auftakt für die Etablierung von Menschenrechts-
standards im Rahmen der Vereinten Nationen bildet die
bereits mehrfach angesprochene Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte von 1948, aus der in der Folgezeit mehrere
völkerrechtlich verbindliche internationale Menschen-
rechtskonventionen hervorgegangen sind.29 Neben den bei-
den umfassenden Menschenrechtspakten von 1966 – dem
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte sowie dem Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte – sind insbesondere zu nen-
nen: die Internationale Konvention zur Abschaffung aller
Formen von Rassendiskriminierung (1965), das Überein-
kommen zur Abschaffung aller Formen der Diskriminie-
rung der Frau (1979), die Antifolterkonvention (1984) sowie
die Kinderrechtskonvention (1989). Alle diese UN-Konven-
tionen sind von Deutschland ratifiziert worden. Nicht gilt
dies bislang allerdings für die UN-Konvention zum Schutz
der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien von 1990, de-
ren Unterzeichnung und Ratifikation seitens Deutschlands
in absehbarer Zeit offenbar nicht zu erwarten steht. Im De-
zember 2006 wurde schließlich auch die internationale
Konvention über die Rechte von Personen mit Behinderun-
gen von der Generalversammlung der Vereinten Nationen
verabschiedet, die von Deutschland bereits im März 2007
unterzeichnet worden ist.
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Die Institutionen zur Durchsetzung der Menschen-
rechte sind komplex. Neben der förmlichen gerichtlichen
Durchsetzung gibt es informelle Schlichtungs- und Be-
schwerdemöglichkeiten, Untersuchungen vor Ort sowie
Berichtsverfahren, die einem regelmäßigen Monitoring der
Menschenrechtslage in den betreffenden Staaten dienen.
Immer wichtiger werden auch präventive Instrumente –
etwa zur Verhinderung von Folter und anderer Formen
grausamer und unmenschlicher Behandlung.30 Obwohl die
Durchsetzung der Menschenrechte in vieler Hinsicht defi-
zitär bleibt, hat das internationale menschenrechtliche
Schutzsystem – auch aufgrund der kritischen Mitwirkung
nichtstaatlicher Menschenrechtsorganisationen wie
Amnesty International, FIAN, Human Rights Watch oder
TERRE DES FEMMES – in den letzten Jahrzehnten an
Wirksamkeit gewonnen.

Der Ansatz bei politisch-rechtlicher Gerechtigkeit bein-
haltet auch spezifische Grenzen der Menschenrechte. Auf
diese Grenzen hinzuweisen ist gerade im Blick auf interre-
ligiöse oder interkulturelle Debatten wichtig. Denn es wer-
den immer wieder Bedenken vorgebracht, Menschenrechte
seien eine moderne „Humanitätsreligion“, die infolge ihrer
Tendenz zur weltweiten Verbreitung potenziell in Konkur-
renz zur Vielfalt der Religionen und Kulturen stehe. Man-
che Befürworterinnen und Befürworter der Menschen-
rechte geben solchen Befürchtungen Nahrung, wenn sie
die Grenzen des Menschenrechtsansatzes missachten und
dessen Anspruch überziehen. Wer die Menschenrechte ka-
tegorial auf die Ebene religiöser oder weltanschaulicher
Heilslehren stellt, darf sich dann aber nicht wundern,
wenn der Einsatz für ihre weltweite Durchsetzung als
eine Art moderner Kreuzzug aufgefasst wird und dement-
sprechend auf Widerstand stößt.

118

Heiner Bielefeldt



Die Zielsetzung der Menschenrechte – die Ermöglichung
menschenwürdigen Zusammenlebens durch die Gewähr-
leistung gleicher Grundfreiheiten für alle – ist zwar sicher-
lich hoch gesteckt; sie ist gleichwohl aber inhaltlich von
vornherein begrenzt. Im Unterschied zu den Religionen
oder anderen umfassenden Weltsichten geben die Men-
schenrechte keine Antworten auf die Fragen nach dem
Sinn des Lebens, nach dem Urgrund der Welt, nach den Be-
dingungen gelungenen Menschseins, nach den Ursachen
des Bösen und den Möglichkeiten seiner Überwindung,
nach dem Ort des Menschen im Gesamt des Lebendigen
oder nach einem etwaigen Fortleben der Verstorbenen. Men-
schenrechte sind weder eine Weltanschauung noch eine Er-
lösungslehre. Sie formulieren auch keinen umfassenden
Verhaltenskodex für Individuen und Gemeinschaften, son-
dern enthalten lediglich rechtliche Mindeststandards für
menschenwürdige Koexistenz. Die Akzeptanzchancen der
Menschenrechte sowohl auf internationaler Ebene wie in
den multikulturell, multireligiös und weltanschaulich plu-
ralistisch gewordenen Einzelgesellschaften hängen nicht
zuletzt davon ab, dass diese immanenten Grenzen des An-
spruchs der Menschenrechte gegen immer wieder anzutref-
fende inhaltliche Überziehungen klargestellt werden.31

Die drei soeben entwickelten Komponenten gehören für
das Verständnis der Menschenrechte zusammen. Es sind
dies: (1) der normative Universalismus, wonach die grund-
legenden Rechte einem jedem Menschen aufgrund seiner
inhärenten Würde zustehen; (2) eine emanzipatorische Aus-
richtung auf die rechtliche Gewährleistung freier, gleichbe-
rechtigter Selbstbestimmung bzw. Mitbestimmung;
schließlich (3) die Schaffung einer komplexen institutionel-
len Infrastruktur zur Durchsetzung der Rechte, bei der dem
Staat eine besondere Gewährleistungsfunktion zukommt.
Erst in der Synopse dieser drei Komponenten erschließt
sich das normative Profil der Menschenrechte. Bei allem
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Wandel, dem die Menschenrechte – zum Beispiel aufgrund
neuer technologischer Gefährdungen der Menschenwürde
oder aufgrund neuer Sensibilisierungen für gesellschaftliche
Diskriminierungs- und Exklusionsmechanismen – unter-
liegen, bleibt diese Struktur für das Verständnis der Men-
schenrechte leitend. Daraus ergeben sich auch Kriterien
zur Entscheidung der Frage, welche neuartigen politischen
Gerechtigkeitsforderungen den Status von Menschen-
rechtsansprüchen erhalten können.

III. Überwindung eurozentrischer Verengungen

1. Universalismus und kulturelle Vielfalt

Der universale Geltungsanspruch der Menschenrechte,
wie er im letzten Kapitel umschrieben worden ist, besteht
selbstverständlich unabhängig von der faktischen Akzep-
tanz der Menschenrechte – sei es durch die Staaten, sei es
auch durch kulturelle oder religiöse Gemeinschaften.
Gleichwohl kommt der Frage, ob und ggf. wie sich dieser
Anspruch mit unterschiedlichen kulturellen Selbstver-
ständnissen vermitteln lässt, eine entscheidende Rolle zu –
nicht nur für die Durchsetzungschancen der Menschen-
rechte, sondern letztlich auch für ihre Legitimität. Denn
sollte sich herausstellen, dass – wie immer wieder kritisch
eingeworfen wird – Menschenrechte nur innerhalb eines
bestimmten „westlichen“ kulturellen Horizonts über-
haupt denkbar und lebbar sind, dann stünde der Menschen-
rechtsanspruch in unüberwindlichem Konflikt zu dem
ebenfalls gelegentlich mit emanzipatorischer Emphase vor-
getragenen Anspruch auf Anerkennung kultureller Viel-
falt. Andersherum gewendet: Wären die Menschenrechte
gleichbedeutend mit dem Projekt leitkultureller Homoge-
nisierung der Gesellschaft (oder gar der Weltgesellschaft),
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so stünde dies in Widerspruch mit dem freiheitlichen An-
spruch, der für das Verständnis der Menschenrechte ja gera-
dezu konstitutiv ist.

Einfache Antworten auf diese Herausforderung sind
nicht möglich, ja sie wären geradezu verdächtig. Dies gilt
schon deshalb, weil den Menschenrechten zweifellos eine
kulturkritische Komponente innewohnt. Mit einem Kul-
turromantizismus, der die Vielfalt der Kulturen und Reli-
gionen ohne kritische Vorbehalte als Wert an sich betrach-
tet oder sie gar gegen die vermeintlich nivellierenden
Tendenzen der Moderne abschotten will, haben Menschen-
rechte daher nichts gemein. Vielmehr enthält der emanzi-
patorische Anspruch der Menschenrechte ein emanzipato-
risches Potenzial, das es Menschen ermöglicht, kulturelle
Plausibilitäten zu verändern und sich von kulturellen Bin-
dungen, so sie dies möchten, auch zu lösen. Schon die
Lerngeschichte der Menschenrechte in Europa hat gezeigt,
dass beispielsweise die Anerkennung der Religionsfreiheit
durch die christlichen Kirchen oder die allmähliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung der Geschlechter nur im
Rahmen durchgreifender kultureller Wandlungsprozesse
gelingen konnten bzw. können.

Die hier aufgeworfene Frage kann daher nicht lauten, ob
Menschenrechte sich den bestehenden kulturellen Selbst-
verständnissen einfach einfügen lassen; dies ist offenkun-
dig nicht der Fall. Vielmehr geht es darum, ob und unter
welchen Bedingungen der emanzipatorische Anspruch uni-
versaler Menschenrechte mit kulturellen Weltsichten und
Lebensformen außerhalb dessen, was man seit Mitte des
20. Jahrhunderts als die „westliche Welt“ bezeichnet, rezi-
piert werden kann. Eine umfassende Antwort auf diese – so
bereits modifizierte – Frage kann im Folgenden nicht ge-
leistet werden. Vielmehr beschränke ich mich auf eine
Auseinandersetzung mit einem beinahe schon „klassisch“
gewordenen Einwand, der lautet, dass die Menschenrechte
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aufgrund ihrer historischen Genese in Westeuropa und
Nordamerika an den kulturellen Horizont des Westens
konstitutiv gebunden seien.

2. Kulturgenetische Vereinnahmungen der Menschen-
rechtsidee

Dieser Einwand findet durch die typischen ideengeschicht-
lichen Darstellungen der Menschenrechte immer wieder
Nahrung. Sie folgen in aller Regel einem chronologischen
Entwicklungsschema, das sich wie folgt skizzieren lässt:
32 Die Darstellung beginnt zumeist mit ersten Ansätzen
menschenrechtlichen Denkens, die in den biblischen Bü-
chern von Judentum und Christentum bzw. in den antiken
Philosophenschulen aufgespürt werden. Sodann wird die
„Vorgeschichte“ der Menschenrechte in der Magna Charta
von 1215, in der Reformation, in den englischen Verfas-
sungskämpfen und in der Philosophie der europäischen
Aufklärung beschrieben. Schließlich kulminiert die Ge-
schichte in den ersten förmlichen Menschenrechtserklä-
rungen in den demokratischen Revolutionen des 18. Jahr-
hunderts in Nordamerika und Frankreich. Möglicherweise
folgen dann noch Hinweise auf die sukzessive Erweiterung
menschenrechtlicher Gewährleistungen um wirtschaftli-
che und soziale Rechte. Die Darlegung endet in der Regel
mit einem Ausblick auf die globale Normierung von Men-
schenrechtsstandards im Rahmen der Vereinten Nationen.

Man sollte sich zunächst vergegenwärtigen, dass es sich
bei einer solchen schematischen Geschichtskonstruktion
um eine retrospektive Teleologie handelt: Vom Ergebnis
(„Telos“) her betrachtet – also ausgehend von den heute
anerkannten Menschenrechten – werden bestimmte ge-
schichtliche Dokumente, Ideen, Ereignisse und Auseinan-
dersetzungen rückwirkend in eine systematische Linie
gebracht. Sie werden gleichsam als Stationen eines gesamt-
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historischen Fahrplans verortet, der auf die Formulierung
universaler Menschenrechte abzielt. Eine solche teleologi-
sche Konstruktion der Geschichte mag, sofern man an einer
umfassenderen Perspektive interessiert ist, naheliegen, ja
fast unvermeidlich sein. Sie birgt aber das Risiko von his-
torischen und systematischen Fehlinterpretationen.

Historische Fehlinterpretationen unterlaufen dann, wenn
Plausibilitäten der Gegenwart in Dokumente oder Ereignisse
der Vergangenheit hineingelesen werden, ohne dass man
sich über diesen interpretatorischen Vorgang Rechenschaft
gibt. Wer erste Ansätze menschenrechtlichen Denkens in
der Bibel sucht, sollte sich klar machen, dass er damit eine
Fragestellung an die biblischen Schriften heranträgt, die den
Zeitgenossen der altisraelitischen Propheten oder den Adres-
saten der Paulusbriefe völlig unbekannt war. Sklavenrecht-
liche Bestimmungen in den fünf Büchern Moses,33 aber
auch der neutestamentliche Philemonbrief,34 zeigen etwa,
dass die Sklaverei, die in den modernen Menschenrechts-
dokumenten einhellig geächtet wird, in biblischen Zeiten
als selbstverständliche gesellschaftliche Institution voraus-
gesetzt war. Für den Umgang mit den Texten antiker Phi-
losophenschulen gilt ebenfalls, dass deren Auswertung unter
dem Gesichtspunkt der Menschenrechte leicht anachronis-
tischen Fehldeutungen Vorschub leistet. So zielt etwa Sene-
ca, wenn er die moralische Gleichheit zwischen allen Men-
schen herausstellt, keineswegs auf die Abschaffung der
rechtlichen Differenz zwischen Freien und Sklaven ab, son-
dern beschränkt sich auf Appelle, deren inhumane Kon-
sequenzen zu mildern.35 Auch zwischen der in der Magna
Charta gesicherten feudalen Privilegienordnung36 und der
egalitären und universalistischen Konzeption moderner
Menschenrechte bestehen derart fundamentale Differenzen,
dass es bei näherem Hinsehen zweifelhaft erscheint, ob es
viel Sinn macht, zwischen beiden überhaupt eine historische
Kontinuität zu konstruieren.
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Das ideengeschichtliche Entwicklungsschema beinhal-
tet nicht nur das Risiko historischer Fehlinterpretationen.
Es führt leicht auch zu systematischen Verkürzungen im
Verständnis der Menschenrechte, die in der Gefahr stehen,
auf diese Weise als das exklusive Produkt einer bestimm-
ten, nämlich der abendländischen kulturellen Entwicklung
in Beschlag genommen zu werden. Ich nenne dieses Prob-
lem die Gefahr einer kulturgenetischen Vereinnahmung
der Menschenrechtsidee. Dass sich daraus Schwierigkeiten
für die Anerkennungschancen der Menschenrechte in einer
kulturell pluralistischen Gesellschaft bzw. in der pluralis-
tischen Weltgesellschaft ergeben, liegt auf der Hand.

Charakteristisch für teleologische Konstruktionen in der
Ideengeschichte sind biologische Metaphern, stellt doch der
lebendige Organismus, wie zuerst Kant gezeigt hat, das Pa-
radigma schlechthin teleologischen Denkens dar.37 Es fällt
in der Tat auf, wie häufig in einschlägigen ideengeschicht-
lichen Darstellungen von den kulturellen „Wurzeln“ der
Menschenrechte die Rede ist.38 Ganz gleich, ob man solche
Wurzeln primär in der Bibel oder eher in der heidnischen
Antike sieht oder auch eine Mehrzahl nebeneinander beste-
hender kultureller Wurzeln behauptet – die biologische Me-
taphorik impliziert in jedem Fall, dass das Produkt, also die
Idee der Menschenrechte, wenn auch womöglich noch nicht
ganz erkennbar, doch im Grunde bereits in den Wurzeln
angelegt sei. Die Ideengeschichte der Menschenrechte er-
scheint damit als „Entwicklung“ im ursprünglichen Wort-
sinne, nämlich als mehr oder weniger organische Entfaltung
eines von Anfang an festgelegten kulturgenetischen Pro-
gramms. Oder, vom anderen Ende her gedacht: Die Men-
schenrechte bilden somit scheinbar die „Frucht“ eines his-
torischen Reifeprozesses, der sich angeblich nur in
Kenntnis der Wurzeln her angemessen begreifen lässt.

Die Metapher der Wurzeln impliziert außerdem ein be-
stimmtes Territorium, in dem der Entwicklungsprozess
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stattfindet. Als kultureller „Wurzelboden“ der Menschen-
rechte gilt in den einschlägigen Darstellungen in aller Regel
unbefragt der Kulturraum, den man seit dem 20. Jahrhun-
dert als den „Westen“ bezeichnet, nämlich das von Chris-
tentum und antiker Philosophie geprägte Abendland. 39 Die
Menschenrechte kommen in dieser Sichtweise folglich als
gleichsam natürliche Frucht der abendländischen Kultur
ins Blickfeld. Sofern sie heute auch außerhalb des Westens
Anerkennung finden und Wirksamkeit entfalten, scheint
dies einem globalen Prozess kultureller Verwestlichung ge-
schuldet zu sein, in dessen Verlauf – um weiter in der Linie
der kulturbiologischen Metaphorik zu sprechen – die Men-
schenrechte anderen Kulturen „aufgepfropft“ worden seien.

Die kulturgenetische Vereinnahmung der Menschenrechts-
idee zu einem Produkt abendländischer Kulturentwicklung
führt zuletzt fast zwangsläufig zu einem imperialistischen
Verständnis der Menschenrechte: Der Universalismus der
Menschenrechte wird mit der weltweiten Durchsetzung ge-
nuin westlicher Werte gleichgesetzt, deren Geltung außer-
halb des Westens nur als Folge externer „Implantation“ be-
greifbar zu sein scheint. Ähnlich sind die Auswirkungen auf
die innenpolitische Integrationsdebatte: Im Rahmen einer
kulturgenetischen Lesart scheint eine Integration von Men-
schen in die menschenrechtlich orientierte politisch-recht-
liche Verfassung zugleich die Verpflichtung auf eine west-
liche oder europäische „Leitkultur“ zu erfordern, wofür
etwa Bassam Tibi seit einigen Jahren plädiert.40

3. Eine unabgeschlossene Lerngeschichte

Um den Fallstricken des ideengeschichtlichen Entwick-
lungsschemas zu entgehen, möchte ich eine anders akzen-
tuierte Deutung der Entstehung der Menschenrechte vor-
schlagen und diese als das Ergebnis von konflikthaft
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verlaufenen gesellschaftlichen Lernprozessen verstehen.
Dass die Menschenrechtsidee zunächst in Westeuropa und
Nordamerika formuliert und politisch wirksam geworden
und von westlichen kulturellen Traditionen geprägt ist,
bleibt dabei als historisches Faktum unbestritten. Wichti-
ger als der partikulare kulturelle Raum, in dem die Ausfor-
mulierung des Menschenrechtskonzepts erstmals statt-
gefunden hat, sind allerdings die menschenrechtlichen
Lernprozesse und Lernergebnisse, deren Sachgehalte über
den Horizont der europäischen Kultur hinausweisen und
zum Bezugspunkt produktiver interkultureller Auseinan-
dersetzungen werden können.

Menschenrechte sind Antworten auf Erfahrungen struk-
turellen Unrechts.41 Beispiele aus der europäischen Ge-
schichte sind die zerstörerischen Auswirkungen religions-
politischer Fraktionsbildungen in der frühen Neuzeit,
Massenvertreibungen im Kontext moderner Staatsbildun-
gen, die politische Entrechtung von Gesellschaften durch
die Omnipotenzanmaßungen des Leviathan, die Verschär-
fung sozialer Ungleichheiten und Abhängigkeiten im unge-
bremsten Kapitalismus, die gesellschaftliche Ausgrenzung
von kulturellen oder sexuellen Minderheiten, repressive
Rollenerwartungen in patriarchalen Familienstrukturen,
kolonialistische Ausbeutung und Bevormundung, getragen
von rassistischen Ideologien der Ungleichheit, schließlich
der von den Nazis organisierte Genozid des 20. Jahrhun-
derts, auf den die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte in ihrer Präambel verweist, wenn dort von „Akten
der Barbarei“ die Rede ist, „die das Gewissen der Mensch-
heit mit Empörung erfüllen“.

Unrechtserfahrungen durchziehen die Geschichte der
Menschheit; sie finden sich schon in den ältesten Zeugnis-
sen menschlicher Literatur. Die Menschenrechte geben
eine spezifisch moderne Antwort auf solche Erfahrungen,
indem sie einklagbare Rechtspositionen schaffen, die in
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Anerkennung der Würde und Freiheit jedes Menschen
Möglichkeiten zur effektiven Abhilfe gegen drohendes
oder geschehenes Unrecht bereitstellen sollen. Im Hinter-
grund steht die Einsicht, dass in modernen Gesellschaften
der Rekurs auf traditionelle, oftmals religiös fundierte le-
bensweltliche Ethosformen allein nicht mehr ausreicht,
um Gerechtigkeit wirksam einzufordern. Weder lassen
sich die Gefahren der Unterdrückung durch den modernen
Staat und die ihm zur Verfügung stehenden Machtmittel
durch religiös-moralische Appelle in der Linie der vor-
modernen Fürstenspiegelliteratur bannen, noch reicht das
traditionelle paternalistische Feudalethos dazu aus, die in-
humanen Folgewirkungen des modernen Kapitalismus ein-
zudämmen. In diesem Sinne versteht Reza Afshari die
Menschenrechte „as a response to the almost universality
of the modern state as a globally convergent mode of gover-
nance. … Although [human rights] originated in the West,
their particular substantive foundation belongs to a moral
vision that was the result of accumulated experiences in
dealing with the abuses of the modern state and market
economies.“42

Außerdem besteht die Aufgabe, normative Prinzipien
und Institutionen modernen gesellschaftlichen Zusam-
menlebens so zu formulieren und auszugestalten, dass sie
dem irreversiblen Pluralismus der Religionen, Welt-
anschauungen und Lebensformen in der Gesellschaft ge-
recht werden können. Auch deshalb kommt der alleinige
Rückgriff auf ein in bestimmten religiösen Traditionen
oder geschlossenen kulturellen Narrationen gegründetes
lebensweltliches Ethos in modernen Gesellschaften nicht
in Frage; er könnte sogar zu einem Element von Ausgren-
zung und Spaltung – und damit zur Quelle neuen politi-
schen Unrechts – werden. Der Menschenrechtsansatz er-
öffnet demgegenüber die Chance, den irreversiblen
Pluralismus moderner Gesellschaften dadurch zu gestal-
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ten, dass er – gleichsam durch die Vielfalt der Lebensfor-
men, Prägungen, Überzeugungen und Orientierungen der
Menschen hindurch – die Verantwortungssubjektivität des
Menschen als normativen Angelpunkt eines freiheitlichen
und egalitären Rechtskonsenses begreift.

Menschenrechte bilden somit einen spezifisch modernen
Ansatz, politische Gerechtigkeit zu artikulieren und insti-
tutionell wirksam auszugestalten.43 Sie orientieren sich an
der Würde des Menschen, die – deutlicher als in vormoder-
nen Vorstellungen von menschenwürdigem Leben – nun
systematisch als Anspruch auf Anerkennung der Mündig-
keit des Menschen verstanden wird.44 Die Menschenrechte
zielen darauf ab, die Würde eines jeden Menschen dadurch
gesellschaftlich wirksam zur Geltung zu bringen, dass je-
dem Menschen die gleichen Grundfreiheiten rechtlich ga-
rantiert werden. Alle Menschenrechtsverbürgungen sind
in diesem Sinne Manifestationen des Respekts vor der
Würde des Menschen als eines zur Selbstbestimmung befä-
higten Subjekts; das macht ihren ethischen Gehalt als „un-
veräußerliche“ Rechte aus.

Die allmähliche Durchsetzung der Menschenrechte –
zunächst im „Westen“ – geschieht in lang anhaltenden po-
litischen Auseinandersetzungen. Von Anfang an stoßen die
Menschenrechte nicht nur auf Zustimmung, sondern zu-
gleich auf Widerstand. Die Ideengeschichte der Menschen-
rechte in Europa enthält dementsprechend neben men-
schenrechtsförderndem auch menschenrechtskritisches
Gedankengut, dessen systematische Darlegung spätestens
mit Edmund Burkes Abhandlung zur Französischen Revo-
lution (1790)45 und den Kampfschriften der katholischen
Gegenrevolution einsetzt.46 Darin werden Menschenrechte
als eine abstrakte rationalistische Konstruktion dar-
gestellt, durch die alle historisch gewachsenen Rechte auf-
gelöst werden – mit den Folgen gesellschaftlicher Nivellie-
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rung und kultureller Barbarei. Ähnliche skeptische Gedan-
ken finden sich auch bei Hegel, Schopenhauer, Nietzsche,
Carl Schmitt oder Arnold Gehlen. Zu den entschiedenen
Gegnern der Menschenrechte in Europa zählen bis ins 20.
Jahrhundert hinein nicht zuletzt die christlichen Kirchen.
Die katholische Kirche macht offiziell erst auf dem Zwei-
ten Vatikanischen Konzil (1962–1965) ihren Frieden mit
der Religionsfreiheit, die in mehreren päpstlichen Doku-
menten des 19. Jahrhunderts als Weg in den Atheismus
und in religiöse Beliebigkeit verurteilt worden war.47

In vielen ideengeschichtlichen Darstellungen kommen die
prinzipiellen Vorbehalte und Widerstände, die lange Zeit
in Europa gegen die Menschenrechte vorgebracht worden
waren, allenfalls am Rande vor. Auch sie gehören aber zur
westlichen Ideengeschichte der Menschenrechte. Ver-
gegenwärtigt man sich die heftigen politischen Konflikte,
die auf dem Wege der Anerkennung von Menschenrechten
auch in Europa notwendig waren (und sind), wird einmal
mehr deutlich, dass die Geschichte der Menschenrechte
nicht angemessen als organische „Entfaltung“ eines in
den Grunddokumenten des Abendlands gleichsam schon
angelegten kulturellen Potenzials beschrieben werden
kann. Die Menschenrechte sind eben „keineswegs das
eherne Erbe einer ursprünglichen kulturgenetischen Aus-
stattung Europas“, wie Dieter Senghaas ironisch resü-
miert.48 Vielmehr handelt es sich bei der Geschichte ihrer
Erarbeitung um eine komplizierte Lerngeschichte, die im
Übrigen auch im Westen nicht abgeschlossen ist.49

Dass dieser gesellschaftliche Lernprozess nicht in einem
kulturellen Vakuum stattgefunden hat, versteht sich von
selbst. In die Argumente und Begründungen, mit denen
der Anspruch der Menschenrechte im 18. Jahrhundert erst-
mals formuliert worden ist, haben Plausibilitäten des euro-
päischen Naturrechtsdenkens, Motive der christlichen
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Tradition oder die Begriffe verschiedener europäischer phi-
losophischer Schultraditionen Eingang gefunden. Sie gehö-
ren gleichsam zu den kulturellen Medien, in denen die
Menschenrechtsidee erstmals artikuliert worden ist. Der
universale Geltungsanspruch der Menschenrechte weist
zugleich aber über die kulturell-spezifischen Formen hi-
naus, in denen er erstmals historisch wirksam geworden
ist. Der normative Universalismus steht zwar keineswegs
für jene geschichts- und kulturlose „Abstraktheit“, die
ihm konservative Kritiker von de Maistre über Hegel bis
zu Carl Schmitt immer wieder vorgeworfen haben. Tat-
sächlich aber verlangt er insofern Abstraktionsbereitschaft,
als er die je spezifischen kulturellen Kontexte, in denen
normative Ideen jeweils konkrete Wirksamkeit entfalten,
als zuletzt immer nur exemplarisch begreift.

4. Interkulturelle Anschlussfähigkeit der
Menschenrechtsidee

Der den Menschenrechten inhärente Universalismus grün-
det nicht in der globalen Expansion bestimmter Errungen-
schaften der westlichen Kultur, sondern in der normativen
Überzeugungskraft der Menschenrechtsidee als einer mo-
dernen Konzeption politisch-rechtlicher Gerechtigkeit.
Versteht man die zunächst westliche Ideengeschichte der
Menschenrechte wesentlich als unabgeschlossene Lern-
geschichte, dann erhält sie produktive Relevanz auch für
einen interkulturellen Menschenrechtsdiskurs. Sie bein-
haltet dann gerade nicht den imaginären historischen Fahr-
plan, den alle Gesellschaften gleichermaßen durchlaufen
müssen, um schließlich zu den Menschenrechten zu gelan-
gen. Und noch viel weniger impliziert sie die Forderung
nach schlichter kultureller Konversion zu „westlichen
Werten“ als Voraussetzung der Anerkennung von Men-
schenrechten. Vielmehr bietet die Lerngeschichte der Men-
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schenrechte in Europa Beispiele für den Problemdruck, der
hinter den ersten Menschenrechtsforderungen stand, für
gesellschaftliche und kulturelle Hindernisse, die in Europa
die Durchsetzung der Menschenrechte lange Zeit er-
schwert haben und die teilweise auch heute noch fortbeste-
hen, und für Argumente, die dazu beigetragen haben, sol-
che Hindernisse auszuräumen und neuen kulturellen
Selbstverständnissen und gesellschaftlichen Konsensen
den Weg zu bereiten. Die zunächst „westlichen“ Lern-
erfahrungen in der Konzeptionalisierung und institutionel-
len Ausgestaltung der Menschenrechte gewinnen somit
exemplarische Bedeutung für das Verständnis von Lernpro-
zessen, die auch in anderen kulturellen Kontexten möglich
sind und faktisch stattfinden. Wie diese Lernprozesse im
Einzelnen aussehen und ausgehen werden, lässt sich übri-
gens niemals mit Sicherheit prognostizieren.

Man kann die den Menschenrechten vorausgehenden und
die sie begleitenden Lernprozesse auch als „Aufklärung“ be-
zeichnen. Ohne Aufklärung sind Menschenrechte nicht
möglich. Es wäre indessen verfehlt, den Begriff der Aufklä-
rung auf eine bestimmte Epoche der europäischen Geschich-
te – auf das „siècle des lumières“ – zu verkürzen, generell
mit der westlich-modernen Zivilisation gleichzusetzen oder
mit bestimmten westlichen Philosophien abschließend zu
identifizieren. Die Vereinnahmung der Menschenrechte in
eine auf diese Weise verdinglichte Vorstellung westlich-mo-
derner Aufklärung wäre für den menschenrechtlichen Uni-
versalismus um nichts weniger problematisch als ihre kul-
turgenetische Reduzierung auf spezifisch abendländische
„Wurzeln“. Denn in derart verdinglichender Gestalt geraten
die Begriffe von europäischer Aufklärung und westlicher
Moderne leicht entweder zum Programm einer imperialisti-
schen Zivilisationsmission oder zu Ausgrenzungskatego-
rien, die dazu herhalten, Menschen nicht-westlicher Her-
kunft (z. B. Muslime) pauschal als „unaufgeklärt“ zu
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diskreditieren und von der Mitgestaltung der modernen plu-
ralistischen Gesellschaft auszuschließen.50

Bedenkt man dagegen, dass selbst die europäische Auf-
klärung des 18. Jahrhunderts ein in sich sehr pluralisti-
sches Unterfangen darstellt (zwischen Hume, Kant und
den französischen Enzyklopädisten bestehen nicht nur
marginale Differenzen!), dann öffnet sich der Raum dafür,
auch andere Wege geschehener oder zukünftiger Aufklä-
rung zur Kenntnis zu nehmen bzw. zumindest für möglich
zu halten. Eine in Entlarvungsabsicht aufgeworfene Frage
etwa nach einem „muslimischen Voltaire“ wäre deshalb
abwegig. Der Gehalt von Aufklärung kann nicht in der
Wahrung und Nachahmung eines vorweg definierten
„westlichen Modells“ bestehen. Die Verdinglichung des
Aufklärungsbegriffs zu einer quasi-kulturalistischen Kate-
gorie wäre vielmehr das Ende von Aufklärung, sofern man
darunter immer auch den Anspruch rückhaltloser und be-
ständiger Selbstkritik, verbunden mit der Bereitschaft zu
kommunikativer Auseinandersetzung versteht.

Menschenrechte stellen den Versuch dar, den religiösen,
weltanschaulichen und kulturellen Pluralismus der moder-
nen Gesellschaft dadurch „aufklärerisch“ zu bewältigen,
dass sie ihn an die Befähigung des Menschen zu mündiger
Verantwortung zurückbinden, die ihrerseits politische An-
erkennung in Gestalt durchsetzbarer Rechtspositionen fin-
det. In dieser Weise innerlich auf den Pluralismus als Aus-
druck menschlicher Würde und Freiheit bezogen, sind
Menschenrechte selbst mit einer Vielzahl philosophischer
und weltanschaulicher Deutungen vereinbar, einschließ-
lich solcher Deutungen, die sich aus religiösen Traditionen
speisen.51 Jedenfalls gibt es keine Rechtfertigung dafür, die
legitimen Interpretationen von Menschenrechten von vorn-
herein auf die Religionen und Philosophien europäischen
Ursprungs zu beschränken, weil nur sie angeblich zur Auf-
klärung fähig seien.
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Die zu Beginn dieses Abschnitts formulierten kritischen
Bemerkungen zum ideengeschichtlichen Entwicklungs-
schema der Menschenrechte hatten keineswegs die Absicht,
ideengeschichtliche Ansätze per se als ideologisch zu ver-
werfen oder als sinnlos abzutun. Ideengeschichtliche Stu-
dien können zum Verständnis der Menschenrechte wesent-
lich beitragen. Es kommt allerdings darauf an, dass man
sich über den „rekonstruktiven“ Charakter aller ideen-
geschichtlichen Bemühungen Klarheit verschafft: Men-
schenrechte sind nicht aus bestimmten ideengeschicht-
lichen Motiven genetisch zu erklären, sondern lassen sich
nur rückblickend mit ihnen in Verbindung bringen. Wer
dies tut, sollte deshalb wissen, dass er nicht gleichsam orga-
nisch verlaufene Entwicklungsprozesse beschreibt, sondern –
von heute aus – Brücken zurück in die Geschichte schlägt.

Solche Brückenschläge sind in vieler Hinsicht möglich.
Sie können auch außerhalb eines „westlichen“ kulturellen
Kontextes stattfinden. Es spricht nichts dagegen, beispiels-
weise auf Affinitäten zwischen modernen Menschenrech-
ten und bestimmten ethischen Lehren des Konfuzius oder
dem Gerechtigkeitspathos des Korans hinzuweisen. Wie-
derum ist Vorsicht angezeigt, damit es nicht zu Ge-
schichtsklitterungen und kulturalistischen oder religiösen
Vereinnahmungen kommt. In den Dokumenten des alten
China oder in den Traditionen afrikanischer Völker unmit-
telbar nach Menschenrechten zu suchen, wäre ein proble-
matisches Unterfangen. Die im zeitgenössischen isla-
mischen Schrifttum häufig zu findende Behauptung,
Menschenrechte seien bereits im Koran enthalten,52 ist
nicht weniger anachronistisch als der Versuch, die Men-
schenrechte unmittelbar in der Bibel zu verorten. Muslime
mögen darauf verweisen, dass der Koran dem Menschen als
Statthalter Gottes auf Erden53 einen hohen Rang zuweist,
aus dem sich – analog zum biblischen Motiv der Gotteben-
bildlichkeit – die Menschenwürde religiös begründen lässt.
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Dies ändert aber nichts daran, dass der Koran sowenig wie
die Bibel bereits menschenrechtliche Ansprüche in einem
prägnanten Sinne enthält. Auch wenn zeitgenössische
Muslime die koranische Aussage, dass es keinen Zwang in
der Religion gibt,54 als islamische Begründung der Religi-
onsfreiheit anführen, gehen sie offenkundig von den Plau-
sibilitäten des modernen Menschenrechtsdenkens aus, das
sie weniger aus dem Koran heraus entwickeln, als dass sie
es in den Koran hineinlesen. Wiederum geschieht der Brü-
ckenschlag vom Standpunkt der Gegenwart aus, und es ist
gut, sich dies klar zu machen.

Die hermeneutische Einsicht, dass jede Ideengeschichte
der Menschenrechte nur von rückwärts erzählt werden
kann, hat praktische Relevanz. Sie kann dazu beitragen, ex-
klusive Vereinnahmungen der Menschenrechte in be-
stimmte Kulturtraditionen kritisch aufzubrechen und
deutlich zu machen, dass jede einzelne ideengeschichtliche
Linie – auch die westliche Linie – zuletzt nur ein Beispiel
für die vielfältigen ideengeschichtlichen Rückbezüge bie-
tet, die sich um die Menschenrechte weben lassen. Dies
wiederum macht es möglich, dass die spezifischen histori-
schen Hintergründe, Erfahrungen und Motive, die zu-
nächst in Europa und Nordamerika zum Postulat von Men-
schenrechten geführt haben, in den Zusammenhang einer
unabgeschlossenen menschenrechtlichen Lerngeschichte
gestellt werden. Darin muss auch den Narrationen und Re-
flexionen von außerhalb des Westens eine kritisch-produk-
tive Rolle zukommen, damit der Universalitätsanspruch
der Menschenrechte nicht selbst zu einer ideologischen
Verabsolutierung eurozentrischer Perspektiven gerät.55 Die
tatsächlichen Durchsetzungschancen der Menschenrechte
hängen auf Dauer nicht zuletzt von der Bereitschaft ab,
die nach wie vor verbreiteten eurozentrischen Lesarten
der menschenrechtlichen Ideengeschichte zu überwinden,
ohne die kulturkritische Beunruhigung, die der menschen-
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rechtlichen Freiheitsidee innewohnt, einer vordergründi-
gen interkulturellen Ökumene zu opfern.
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9 Vgl. dazu Habermas, Jürgen: Die Zukunft der menschlichen Na-
tur. Auf dem Weg zu einer liberalen Eugenik?, Erweiterte Ausgabe,
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liche Sensibilisierungsprozesse für bestehendes Unrecht zurückgeht.
So führt das Diskriminierungsverbot der EU-Grundrechtscharta un-
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Abwehrkomponente („obligation to respect“) gegen mögliche staat-
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42 Afshari, Reza: An Essay on Islamic Cultural Relativism in the
Discourse of Human Rights, in: Human Rights Quarterly 16
(1994), S. 235–276, hier S. 248.
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soll, Menschenrechte seien als immanenter und notwendiger Be-
standteil von Modernisierungsprozessen. Eine solche Modernisie-
rungsthese menschenrechtlicher Entwicklung führt im Ergebnis
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46 Vgl. dazu Maier, Hans: Revolution und Kirche. Zur Früh-
geschichte der christlichen Demokratie, 5. erweiterte Aufl. Frei-
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friedlicher Koexistenz, Frankfurt a.M. 1994, S. 112.
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menschlicher Würde, Freiheit und Gleichheit auftreten. Hinzu
kommt, dass der Universalitätsanspruch der Menschenrechte his-
torisch stets mit partikularen (androzentrischen, eurozentrischen
usw.) Menschenbildern, Gesellschaftsvorstellungen oder Lebens-
formen amalgamiert worden ist. Dementsprechend ist der Univer-
salismus der Menschenrechte nicht nur in der Praxis der Staaten,
sondern schon in der historisch-konkreten Formulierung des An-
spruchs immer wieder verfehlt worden. Die Lerngeschichte der
Menschenrechte besteht nicht zuletzt darin, solche in den men-
schenrechtlichen Formulierungen selbst enthaltenen „biases“ kri-
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50 Vgl. Bielefeldt, Heiner: Das Islambild in Deutschland. Zum öf-
fentlichen Umgang mit der Angst vor dem Islam. Berlin: Deut-
sches Institut für Menschenrechte, 2007.
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140

Heiner Bielefeldt



Rawls unterscheidet die Gerechtigkeitsvorstellung des politischen
Liberalismus von umfassenden religiösen oder nicht-religiösen
Lehren („comprehensive doctrines“), indem er auf die begrenzte in-
haltliche Reichweite der politischen Gerechtigkeit hinweist: Sie
konzentriert sich auf die „basic structure of society“ und bean-
sprucht keineswegs, sämtliche Aspekte des guten Lebens abzude-
cken oder gar eine weltanschauliche Gesamtorientierung zu leis-
ten. In ihren Grenzen soll die politische Gerechtigkeit jedoch
einen praktischen Vorrang vor etwaigen konkurrierenden religiö-
sen oder weltanschaulichen Lehren haben, die zwar inhaltlich
über die politische Gerechtigkeit hinausgehen können, aber nicht
gegen sie verstoßen dürfen. Gleichzeitig bietet die leitende Gerech-
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ligiöse bzw. weltanschauliche Deutungen, die mit Bezug auf sie ei-
nen „overlapping consensus“ ausbilden können.
52 Vgl. z. B. die Präambel der Allgemeinen Islamischen Menschen-
rechtserklärung des Islamrats für Europa von 1981, abgedruckt in
CIBEDO-Dokumentationen Nr. 15/16 1982.
53 Vgl. Koran 2,30 u.ö.
54 Vgl. Koran 2,256.
55 Andernfalls droht eine Gefahr, die Bernhard Waldenfels wie folgt
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Stimme spräche. Doch die Erfahrungen der Interkulturalität lehren
uns nur zu gut, dass hinter einer solchen Stimme stets eine be-
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chisches Gefälle …“. Waldenfels, Bernhard: Grundmotive einer
Phänomenologie des Fremden, Frankfurt a.M. 2006, S. 113.
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